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1. Anlass und Erforderlichkeit 
 

Der Markt Ergoldsbach im Landkreis Landshut, Regierungsbezirk Niederbayern, plant eine Asphalt-
mischanlage innerhalb des bestehenden Abbaustandortes Kläham am Rande des Ortsteils Kläham 
(mind. 235 m zu den nächstliegenden Wohngebäuden). Die ortsansässige Firma aus dem Markt Er-
goldsbach hat die Durchführung der Bauleitplanung beantragt. Es wird die Verlagerung der bisher in 
der Nachbargemeinde Essenbach bestehenden Asphaltmischanlage angestrebt. Eine Privilegierung 
des Vorhabens wurde in Vorabstimmungen mit dem Landratsamt Landshut aus- geschlossen, siehe 
e-mail vom 01.06.2021, untere Immissionsschutzbehörde. Somit ist im Vorfeld der BImSchG-Genehmi-
gung eine Bauleitplanung erforderlich. Die Genehmigung einer Asphaltmischanlage für den damali-
gen Betreiber, Bayerische Asphaltmisch- werke (BAM), wurde am 11.01.2002 zunächst unbefristet mit 
Az. 43-1367-2001-IMMG für das Grund- stück, Fl.Nr. 1246, Gemarkung Oberergoldsbach, erteilt. Eine 
Befristung wurde nach Aussage des Landratsamtes nachgeholt. Somit ist die Genehmigung inzwi-
schen erloschen, siehe e-mail untere Immissionsschutzbehörde vom 04.05.2021. 
 

Aus Mineralstoffen und Bitumen wird in der Anlage Asphaltmischgut für den Straßenbau hergestellt. Es 
wird von einer Höchstkapazität von 200 t/Std ausgegangen. Die Jahresproduktionsmenge beträgt etwa 
100.000 t. Der Bedarf an Asphalt im regionalen Marktgebiet ist ausschlaggebend für die jährliche Pro-
duktionsmenge der Mischanlage. Aufgrund der Erfahrung am Standort bisher kann eine hinreichend 
genaue Prognose zu den Fahrzeugbewegungen im öffentlichen Verkehrsraum abgeben werden und 
Angaben zu den durchschnittlichen Betriebszeiten gemacht werden. An einem durchschnittlichen Pro-
duktionstag ist mit insgesamt ca. 30-40 LKW für  Zu- und Abfahrten zu rechnen. 
 

Im Landkreis Landshut ist mit Ausnahme der zu verlagernden Anlage aus Unterwattenbach keine wei-
tere Asphaltmischanlage vorhanden. Aufgrund der anhaltenden und zunehmenden Nachfrage nach 
Baustoffen ergibt sich in der Marktgemeinde Ergoldsbach auch in Hinblick auf Themen, wie Nachhaltig-
keit, Regionalität und Ressourcenschonung, die Erforderlichkeit einer adäquaten Lager- und Verarbei-
tungsfläche. Hinzu kommt die mit der Nähe zum Anschluss an die B 15 n gegebene sehr gute überört-
liche Verkehrsanbindung. Die Zufahrt zu B15 neu erfolgt ohne jegliche Ortsdurchfahrten und führt im 
Bereich der Kreisstraße LA 9 nur an zwei Wohnhäusern im Außenbereich vorbei. 
 

Der Marktgemeinderat hat in seiner Sitzung am 23.11.2023 beschlossen, den Flächennutzungsplan 
durch Deckblatt Nr. 47 zu ändern. Geplant sind für die Fl.Nr. 1246, Gemarkung Oberergoldsbach, ein 
Sondergebiet nach § 11 BauNVO mit der Zweckbestimmung “Asphaltmischanlage“. Im Parallelverfah-
ren wird ein Bebauungs- und Grünordnungsplan aufgestellt. Die Größe des Geltungsbereichs beträgt 
rund 2,3 ha, siehe rote Fläche in der Abbildung links.  
 

Das Planungsgebiet liegt ab 235 m südöstlich des 
Ortsteils Kläham des Marktes Ergoldsbach. Das 
Dorfzentrum befindet sich in 500 m Entfernung. 
 

Im Nahbereich in 650 m Luftlinie besteht die Auf-
fahrt auf die Bundesstraße B 15n, die in ca. 1 km 
Fahrstrecke über den Feldweg auf Fl.Nr. 1243 und 
die Kreisstraße LA 9 zu erreichen ist.  
 

Die Geländeoberfläche weist einen Höhenunter-
schied von etwa 8 m auf, zwischen 432 müNN am 
Ostrand und über 440 müNN im Westeck. Der be-
stehende Lagerplatz ist eingeebnet. Im nahen 
Umfeld steigt das Gelände weiter an. Somit ist von 
Osten, Süden und Südwesten nahezu keine eine 
Einsehbarkeit gegeben. Sichtbeziehungen auf die 
geplante Asphaltmischanlage werden nur von ei-
nigen Gebäuden am Ortsrand von Kläham und 
ggf. auch von der Bundesstraße B 15n aus sowie 
vom  bestehenden Kieswerk aus möglich sein. 

Abb. Lage des Geltungsberiches im Abbaustandort Kläham 

 
 
2. Umgriff und Beschreibung des Planungsgebietes 
 

2.1 Abgrenzung – Geltungsbereich – 
 

Auf Fl.Nr. 1246, Gemarkung Oberergoldsbach, wird die Errichtung einer Asphaltmischanlage geplant. 
Der Geltungsbereich umfasst ca. 2,3 ha. An den Geltungsbereich grenzen folgende Grundstücke an, 
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die Nutzungen wurden aus der Tatsächlichen Nutzung des Grunddatenbestandes von ALKIS (geoportal 
Bayern) entnommen:   
 

im Norden:  Fl.Nr. 1245, Gemarkung Oberergoldsbach, Landwirtschaft (Ackerland) 
 

im Osten:  Fl.Nr. 1243, Gemarkung Oberergoldsbach, Straßenverkehr 
   weiter östlich grenzen weiterhin folgende Fl.Nrn. an: 
   Fl.Nr. 1243/1, Gemarkung Oberergoldsbach, Tagebau, Grube, Steinbruch 
   Fl.Nr. 1267, Gemarkung Oberergoldsbach, Tagebau, Grube, Steinbruch 
 

im Süden : Fl.Nr. 1257, Gemarkung Oberergoldsbach, Weg 
   weiter südlich grenzen weiterhin folgende Fl.Nrn. an:  
   Fl.Nr. 1257, Gemarkung Oberergoldsbach, Landwirtschaft (Ackerland) 
   Fl.Nr. 1255, Gemarkung Oberergoldsbach, Wald  
 

im Westen: Fl.Nr. 1247, Gemarkung Oberergoldsbach, unkultivierte Fläche 
   weiter westlich grenzen weiterhin folgende Fl.Nrn. an: 
   Fl.Nr. 1249, Gemarkung Oberergoldsbach, Landwirtschaft (Acker) 
   Fl.Nr. 1247/1, Gemarkung Oberergoldsbach, unkultivierte Fläche 
   Fl.Nr. 1248, Gemarkung Oberergoldsbach, Landwirtschaft (Acker) 
 
 
2.2  Lage im Raum 
 

Das Planungsgebiet befindet sich etwa 2,5 km westlich des Marktes Ergoldsbach und 235 m südöstlich 
der Ortslage Kläham. Der Planungsbereich liegt außerhalb der Siedlungsbereiche, zwischen den Orts-
teilen Oberergoldsbach (1,8 km), Kläham (0,5 km zur Ortsmitte) und Wölflkofen (1,1 km, wobei letzterer 
durch die Topographie und die Trasse der Bundestraße B 15n abgeschirmt ist. Die durch die Planung 
beanspruchte Fl.Nr. 1246, Gemarkung Oberergoldsbach befinden sich zwischen der Bundesstraße 
B 15 n und der Bahnlinie. Nördlich, östlich und südlich schließt das Kiesabbaugebiet Kläham an. West-
lich und nördlich grenzen landwirtschaftliche Nutzflächen an. 
 

Der Feldweg, Fl.Nr. 1243, verläuft am Ostrand des Planungsgebietes. Dieser sichert die Erschließung 
des gesamten Kiesabbaugebietes Kläham samt Kiesaufbereitungsanlage. Er verläuft Richtung Nord-
westen. Dort trifft er auf die Talstraße bzw. Kreisstraße LA 9. Nach insgesamt rund 1 km Fahrstrecke 
wird die Auffahrt zur autobahnähnlich ausgebauten Bundesstraße B 15 n erreicht.  
 

Naturräumlich liegt das Planungsgebiet im Bereich des Tertiärhügellandes in der naturräumlichen Ein-
heit 062 „Donau-Isar-Hügelland“, genauer in der Untereinheit 062-D „Asymmetrische Seitentäler der 
Isar im Donau-Isar-Hügelland“. Weiter im Norden (Rottenburg, Mallersdorf) grenzt die Untereinheit 062-
C „Laaber Hügelland“ an. Als potenziell natürliche Vegetation ist laut Arten- und Biotopschutzprogramm 
für den Landkreis Landshut (ABSP, Stand Juli 2003) im Bereich des Planungsgebiets der Hainsimsen-
Labkraut-Eichen-Hainbuchenwald (Galio-Carpinetum luzuletosum) sowie der Reine Labkraut-Eichen-
Hainbuchenwald (Galio-Carpinetum typicum) zu finden.  
 
 
2.3 Beschreibung der derzeitigen Situation 
 

Der Geltungsbereich des Deckblatts 47 setzt sich im westlichen Teil des Planungsgebietes aus land-
wirtschaftlichen Nutzflächen, hier Ackerland (A 11), und im östlichen Teil aus einem Lagerplatz (O 641) 
des bestehenden Kiesabbaugebietes Kläham zusammen.  
 

Dazwischen verläuft eine Gras- und Hochstaudenflur (K 11). Südlich der Ackerfläche besteht ein arten-
armes Extensiv-Grünland (G 211). Wiederum südlich befindet sich ein zum Teil trockenfallender Gra-
benlauf (F 212).  
 

Erschlossen wird das Planungsgebiet über den Feldweg auf der Fl.Nr. 1243, auf Höhe des Planungs-
gebietes in wassergebundener Bauweise, weiter nördlich asphaltiert.  
 

Das Planungsgebiet wird von zwei Seiten von Verkehrs- und Bahnflächen umschlossen. Die B 15 n 
befindet sich rund 400 m im Osten, die Bahnlinie ca. 210 m im Westen. Im Nordostenen, Osten und 
Süden schließen die Flächen des bestehenden Kiesabbaugebietes Kläham samt Kiesaufbereitungsan-
lage an. 
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3. Übergeordnete Planungen und vorbereitende Bauleitplanung 
 

3.1 Vorgaben der Landes- und Regionalplanung 
 

Nach dem Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) 2023 liegt der Markt Ergoldsbach im Allge-
meinen ländlichen Raum als nahegelgenes Oberzentrum wird die Stadt Landshut ausgewiesen.  
 

Laut dem Grundsatz 2.2.5 (G) soll der ländliche Raum so entwickelt und geordnet werden, dass er seine 
Funktion als eigenständiger Lebens- und Arbeitsraum nachhaltig sichern und weiter entwickeln kann, 
seine Bewohner mit allen zentralörtlichen Einrichtungen in zumutbarer Erreichbarkeit versorgt sind, er 
seine eigenständige Siedlungs- und Wirtschaftsstruktur bewahren kann und er seine landschaftliche 
Vielfalt sichern kann. Weiter sollen eine zeitgemäße Informations- und Kommunikationsinfrastruktur ge-
schaffen und erhalten werden.  
 

Gleichwohl sind die Ziele (Z) der Raumordnung, die eine Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 
BauGB nach sich ziehen, sowie Grundsätze (G) der Raumordnung, zu berücksichtigen. Insbesondere 
ist dies das Gebot „in den Siedlungsgebieten (…) die vorhandenen Potenziale der Innenentwicklung 
möglichst vorrangig zu nutzen. Ausnahmen sind zulässig, wenn Potenziale der Innenentwicklung nicht 
zur Verfügung stehen“ (LEP 3.2 Z). Ein weiterer Punkt ist das sog. Anbindegebot, welches besagt, 
dass „neue Siedlungsflächen (….) möglichst in Anbindung an geeignete Siedlungseinheiten auszuwei-
sen (…)“ sind (LEP 3.3 Z). 
Trotz der Darstellung eines Gewerbegebietes im Flächennutzungsplan vom 05.01.1989 des Marktes Er-
goldsbach nördlich angrenzend an die Fl.Nr. 1246, wird das „Anbindegebot“ entsprechend dem Lan-
desentwicklungsprogramm (LEP) nicht erfüllt. Eine Bebauungsplanung ist nach Aussage der Regierung 
von Niederbayern vom 19.08.2021 in diesem dargestellten Gewerbegebiet (GE) hier ebenfalls nur über 
eine Ausnahme vom LEP möglich. In diesem Fall ist – trotz der Lage im Außenbereich – ein Abweichen 
von den Zielen des Landesentwicklungsprogrammes (LEP) zur Vermeidung von Zersiedelung durch 
Anbindung neuer Siedlungsflächen an geeignete Siedlungseinheiten möglich. Gemäß des Landesent-
wicklungsprogramms ist eine Ausnahme dazu zulässig, „wenn von Anlagen, die im Rahmen von produ-
zierenden Gewerbebetrieben errichtet und betrieben werden sollen, schädliche Umwelteinwirkungen, 
insbesondere durch Luftverunreinigungen oder Lärm einschließlich Verkehrslärm, auf dem Wohnen die-
nende Gebiete ausgehen würden.“ Dies entspricht der Erforderlichkeit des sog.  Trennungsgrundsat-
zes gemäß den o. g. Anforderungen der Landesplanung (= nach § 4 BImSchG genehmigungsbedürftige 
Anlage, vgl. Nr. 2.15). 
 

Abb. Vorgaben der Regionalplanung 
 

Der Regionalplan der Region 13 Landshut weist den Markt Ergoldsbach in der Karte 1 – Raumstruktur 
– als Unterzentrum, hier Stadt- und Umlandbereich im ländlichen Raum. (Anlage zur zweiten Verord-
nung zur Änderung, verbindlich erklärt am 28.09.2007). 
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Die Karte IV Rohstoffsicherung (Stand 17.12.2016), zeigt rund 100 m östlich des Planungsgebietes das 
Vorranggebiet für Bodenschätze Kies und Sand KS 93. Das Vorranggebiet wird im Osten durch die 
Darstellung der „B 15 neu“ begrenzt. Die Waldflächen im Süden sind bei der Darstellung des Vorrang-
gebietes ausgespart. Als Folgefunktion wird in den Zielen und Grundsätzen B IV 2.3.1 zum KS 93 
„Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Biotopentwicklung“ aufgelistet. Über ein fachlich fundiertes Ab-
bau- und Rekultivierungskonzept soll sichergestellt werden, dass 
-  der Eingriff in das Landschaftsbild soweit wie möglich ausgeglichen wird, 
-  mit den Rekultivierungsmaßnahmen einschließlich Aufforstung so früh wie möglich begonnen wird, 
-  der beanspruchte Waldbereich wiederhergestellt, insbesondere die Möglichkeit zum Umbau des 

Waldes in naturnähere Mischbestände genutzt wird und 
- eine flächengleiche Aufforstung durchgeführt wird. 
 

Laut der Karte B I „Natur und Landschaft“ (Stand 29.12.2006) liegt das Planungsgebiet und sein näheres 
Umfeld nicht in einem Landschaftlichen Vorbehaltsgebiet. Etwa 750 m südlich des Planungsgebietes 
befindet sich das nächstgelegene Landschaftliche Vorbehaltsgebiet 15 „großflächige Wälder im Donau-
Isar-Hügelland“. 
 
 
3.2 wirksamer Flächennutzungsplan  
 

Ausgangsbasis ist der gültige Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan, wirksam seit 
05.01.1989, Verfasser: Architekt H. Sternagel – Bauberatung Ingenieurbüro, Lindenweg 23, 84061 Er-
goldsbach, einschließlich Deckblatt Nr. 19 „Gewerbegebiet östlich von Kläham“. Hier wird unmittelbar 
nördlich angrenzend eine Gewerbegebiet ausgewiesen. Dieses gliedert sich in eine sog. Gewerbegebiet 
mit Einschränkung (GE m. B.) mit 0,93 ha im Norden an der Bahnlinie und 3,9 ha Gewerbeflächen (GE).  
 

Der Umgriff des Deckblatts Nr. 47 wird als landwirtschaftliche Nutzfläche dargestellt.  
 

Das sog. Anbindegebot für das Deckblatt Nr. 47 wird durch das angrenzende Gewerbegebiet gemäß 
Deckblatt Nr. 19 nach Aussage der Regierung von Niederbayern vom 19.08.2021 dennoch nicht erfüllt. 
Eine Bauleitplanung in diesem dargestellten Gewerbegebiet (GE) ist hier ebenfalls nur über eine Aus-
nahme vom LEP (Trennungsgrundsatz) möglich. 
 
 
 
4. Städtebauliche Aspekte und Zielsetzung 
 

4.1 Planungsauftrag 
 

Eine ortsansässige Firma der Marktgemeinde Ergoldsbach plant auf der Fl.Nr. 1246, Gemarkung 
Oberergoldsbach, die Errichtung einer Asphaltmischanlage. Hierbei handelt sich um eine Standortver-
lagerung einer bereits bestehenden Anlage im Landkreis Landshut. Ziel ist die Sicherung der Arbeits-
plätze der Fa. Böhm am Standort Kläham in Verbindung mit einer Produktabnahmesicherheit von 25% 
der hergestellten Ware. 
Der Aufstellungsbeschluss zur Änderung des Flächennutzungsplans durch Deckblatt Nr. 47 wurde 
durch den Marktgemeinderat Ergoldsbach am 23.11.2023 gefasst. Der Markt Ergoldsbach plant eine 
Ausweisung als Sondergebiet „Asphaltmischanlage“, zur Errichtung einer Asphaltmischanlage, in der  
aus Mineralstoffen und Bitumen Asphaltmischgut für den Straßenbau hergestellt wird. Dieser Standort 
soll den gegenwärtigen Standort in Unterwattenbach ersetzen, da an diesem keine langfristige Stand-
ortsicherheit besteht. Es handelt sich um den einzigen Standort im Landkreis Landshut. Die nächsten 
Anlagen befinden sich im Landkreis Straubing-Bogen und im Landkreis Freising (bei Moosburg). Im 
Parallelverfahren wird ein Bebauungs- und Grünordnungsplan aufgestellt. Ein sog. BImschG-Verfahren 
zur Genehmigung folgt dann nach der Bauleitplanung in einem gesonderten nächsten Planungsschritt. 
 
 
4.2 Standortwahl 
 

Eine Standort-Alternativenprüfung muss nicht vorgezogen durch ein separates Gutachten mit 15 km-
Radius durchgeführt werden. Eine Abarbeitung ist für das Gemeindegebiet im Zuge der Begründung 
und des Umweltberichtes auf Flächennutzungsplan-Ebene nachzuweisen (Erforderlichkeit des sog.  
Trennungsgrundsatzes, nach § 4 BImSchG genehmigungsbedürftige Anlage, vgl. Nr. 2.15). 
 

Da von der geplanten Anlage schädliche Umwelteinwirkungen insbesondere auf der Wohnnutzung die-
nende Gebiete ausgehen können (sog. Trennungsgebot), bedarf der Standort geeignete Standortfakto-
ren. Aufgrund seiner Lage – mit über 200 m ausreichend entfernt von Wohngebäuden – eignet sich das 
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ca. 2,32 ha große Grundstück für die geplante Nutzung und ist verkehrstechnisch sehr gut erschlossen. 
Für die Wahl des geplanten Standorts der Asphaltmischanlage – als Ersatzstandort für den bisherigen 
Standort in Unterwattenbach, der voraussichtlich langfristig nicht weiter bestehen wird. Für den neuen 
Standort Kläham sprechen folgende Faktoren: 
 

- in der Regel Bindung an einen Abbaustandort, d. h. Vorrang- bzw. Vorbehaltsgebiete für den Roh-
stoffabbau Kies, hierdurch kurze Wege und Synergien am Abbaustandort, hergestellte Waren müs-
sen nicht über weite Transportwege abgefahren werden, sondern werden nur intern im Betriebsge-
lände umgelagert, Da die Produktion und Verarbeitung am gleichen Standort ist kann flexibel auf 
Veränderungen in der Nachfrage reagiert werden (Produktabnahmesicherheit von 25%), 

- Vorbelastung durch Kiesaufbereitungsanlage, Abbau- und Verfülltätigkeit,  
- Bahnlinie, Bundesstraße B 15n sowie geplante Gewerbeflächen gemäß Flächennutzungsplan mit 

über 4 ha im Norden unmittelbar angrenzend, 
- Nutzung eines Flurstücks im Außenbereich, das zu einem Drittel bereits als Lagerfläche genutzt wird, 

und mit 1,26 ha sehr kleinflächiger Verlust überdurchschnittlich ertragreichen Böden, 
- Lage im Außenbereich (Trennungsgrundsatz, Abstand mind. 200 m zu Wohngebäuden), 
- raumwirksame Abschirmung nach Westen und Norden durch 10 m breite Eingrünung mit Gehölzen, 
- Förderung der mittelständischen Wirtschaft (Förderung des ortsansässigen Betriebs, hier Sicherung 

der Arbeitsplätze am Abbaustandort bzw. im Marktgemeindegebiet), 
- sehr guter Anschluss an überörtliches Straßenverkehrsnetz über Kreisstraße LA 9, keine Ortsdurch-

fahrten, keine Beeinträchtigung von Wohngebieten durch Verkehrsbewegungen, nur zwei Wohnge-
bäude im Außenbereich unmittelbar an Kreisstraße LA 9 von Fahrtbewegungen betroffen, 

- durch den ausgewählten Standort fallen für den Markt Ergoldsbach keine erhöhten Straßenunterhal-
tungskosten an, da die Asphaltmischanlage über die Kreisstraße LA 9 bzw. die Bundesstraße B15n 
erreichbar ist, 

- Tallage und Lage im Osten der Siedlungsbereich bzw. Wohnstandorte (v. a. günstig bei Westwind), 
- die Asphaltmischanlage stellt sicher, dass lokal stets ausreichend Asphalt zur Verfügung steht, 

wodurch beispielsweise Verzögerungen aufgrund von Engpässen vermieden werden können. 
- Die ortsfeste Produktion von Asphalt im Gemeindegebiet kann langfristig Kosten senken, da die 

Auftragsvergabe an Dritte vermieden wird.  
- Durch die Errichtung der Anlage werden zukünftig neue Arbeitsplätze geschaffen 
- Weniger und geringere Transportwege führen zu einer Verringerung von CO2-Ausstoß und der Be-

lastung der Straßen. 
- Die ortsnahe Produktionsstätte kann langfristig für den Markt Ergoldsbach in Bezug auf den Wett-

bewerb von Vorteil sein. 
- Die Asphaltmischanlage am Standort Kläham entspricht dem neuesten Standard und erfüllt alle 

Umweltauflagen. 
Im Sinne des § 1 Abs. 5 BauGB ist mit Grund und Boden sparsam und schonend umzugehen. Dabei 
sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Mög-
lichkeiten der Wiedernutzung von Flächen, Nutzung vorbelasteter Flächen, Nachverdichtung und an-
dere Maßnahmen zu nutzen sowie die Bodenversiegelung auf ein unumgängliches Maß zu beschrän-
ken.  
 
 
 
4.3 Anpassung an die Ziele der Regional- und Landesplanung (Städtebaulicher Kontext) 
 

Durch Änderung des Flächennutzungsplans mit Deckblatt Nr. 47 entstehen keine negativen Auswirkun-
gen und Konflikte mit den im Regionalplan ausgewiesenen Landschaftlichen Vorbehaltsgebiet, siehe 
grüne Kreuze in der Abbildung auf Seite 5. 
 

Die Bauleitplanung ist auch mit den Zielsetzungen des Landesentwicklungsprogramms (LEP) vereinbar. 
Die Ausweisung des Sondergebietes mit der Zweckbestimmung „Asphaltmischanlage“ trägt indirekt 
Schonung von Ressourcen bei. Recycelte Stoffe können in der Baubranche natürliche Ressourcen wie 
vor allem Bodenschätze in Teilen ersetzen. Gemäß dem Grundsatz des LEP 1.1.3 soll der Ressourcen-
verbrauch in allen Landesteilen vermindert werden.  
 

Der wesentliche Punkt ist das sog. Anbindegebot, welches besagt, dass „neue Siedlungsflächen (….) 
möglichst in Anbindung an geeignete Siedlungseinheiten auszuweisen (…)“ sind (LEP 3.3 Z). Hieraus 
begründet sich in diesem Fall – trotz der Lage im Außenbereich – ein Abweichen von den Zielen des 
Landesentwicklungsprogrammes (LEP) zur Vermeidung von Zersiedelung durch Anbindung neuer 
Siedlungsflächen an geeignete Siedlungseinheiten. Gemäß des Landesentwicklungsprogramms ist 
eine Ausnahme dazu zulässig, „wenn von Anlagen, die im Rahmen von produzierenden Gewerbebe-
trieben errichtet und betrieben werden sollen, schädliche Umwelteinwirkungen, insbesondere durch 
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Luftverunreinigungen oder Lärm einschließlich Verkehrslärm, auf dem Wohnen dienende Gebiete aus-
gehen würden.“ Dies ist im vorliegenden Fall gegeben, siehe auch Standortgutachten Kap. 4.2, Seite 5. 
 

Bewältigung der Anforderungen der Landes- und Regionalplanung lt. Vorbesprechung am 19.08.2021 
- Trotz der Darstellung eines Gewerbegebietes im Flächennutzungsplan vom 05.01.1989 des Marktes 

Ergoldsbach nördlich angrenzend an die Fl.Nr. 1246, wird das „Anbindegebot“ entsprechend dem 
Landesentwicklungsprogramm (LEP) nicht erfüllt. Eine Bebauungsplanung ist in diesem dargestell- 
ten Gewerbegebiet (GE) hier ebenfalls nur über eine Ausnahme vom LEP möglich (s. u.). 

- Eine Standort-Alternativenprüfung muss nicht mehr vorgezogen und durch ein separates Gutachten 
mit 15 km-Radius durchgeführt werden. Eine Abarbeitung ist für das Gemeindegebiet im Zuge der 
Begründung und des Umweltberichtes auf Flächennutzungsplan-Ebene nachzuweisen. 

- Die Nicht-Angebundenheit des Standortes stellt hier voraussichtlich keinen Versagensgrund 
für die Planung dar. Entsprechend dem LEP 2020, Ziel 3.3, gilt: „Ausnahmen sind zulässig, wenn, 
[….] von Anlagen, die im Rahmen von produzierenden Gewerbebetrieben errichtet und betrieben 
werden sollen, schädliche Umwelteinwirkungen, insbesondere durch Luftverunreinigungen oder 
Lärm einschließlich Verkehrslärm, auf dem Wohnen dienende Gebiete ausgehen würden, [….]“, in 
der Begründung zu Punkt 3.3, Seite 55 wird hierzu näher ausgeführt: „[….] Die Voraussetzungen der 
sechsten Ausnahme liegen insbesondere vor, wenn eine nach § 4 BImSchG genehmigungsbedürf- 
tige Anlage in angebundener Lage nach den immissionsschutzrechtlichen Vorschriften nicht geneh- 
migungsfähig wäre. Damit sind die ca. 160 Arten von Anlagen der 4. BImSchV erfasst. Darüber 
hinaus kann die Ausnahme auch auf die nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen Anwendung fin- 
den, wenn von diesen in angebundener Lage trotz Einhaltung der Vorgaben nach §§ 22 ff. BImSchG 
schädliche Umwelteinwirkungen auf dem Wohnen dienende Gebiete ausgehen würden. Schädliche 
Umwelteinwirkungen sind solche im Sinn des § 3 Abs. 1 BImSchG (einschließlich durch An- und 
Abfahrtsverkehr verursachte Verkehrsgeräusche, wobei u. a. auf einen Abstand bis zu 500 m zum 
Betriebsgrundstück bzw. bis zu einer Vermischung mit dem übrigen Verkehr abgestellt wird) [….]“ 

 
■ Begründung der Umwandlung landwirtschaftlich genutzter Flächen 
 

Nach § 1a Abs. 2 Satz 4 BauGB ist hierbei die Notwendigkeit der Umwandlung landwirtschaftlich 
genutzter Flächen zu begründen. Dabei sollen Ermittlungen zu den Möglichkeiten der Innenentwick-
lung zugrunde gelegt werden, zu denen insbesondere Brachflächen (hier v. a. Konversionsflächen), 
Gebäudeleerstand (hier nicht relevant), Baulücken und andere Nachverdichtungsmöglichkeiten zählen 
können. Freie Gewerbe- bzw. Industriegebietsflächen stehen im Gemeindegebiet Ergoldsbach, außer 
auf der Fl.Nr. 1245 im Norden auf Flächennutzungsplanebene, nicht zur Verfügung.  

 

Die Bodenschätzungs-Übersichtskarte (1965, über www.geoportal.bayern.de, M 1 : 100.000) stellt 
für die Flächen im Geltungsbereich als Ackerland mit einer Ackerzahl 69 dar, das bestehende extensive 
Grünland G 211 sowie die Flächen am Grabenlauf mit einer Grünlandzahl von -64 angegeben (vgl. 
Landkreisdurchschnitt 56 bzw. 49).  
genutzt (Ackerzahl hier 69, bzw. Grünlandzahl 64, vgl. Landkreisdurchschnitt 56 bzw. 49). Die Asphalt-
mischanlage führt jedoch nicht zwingend zu einer vollflächigen Versiegelung der ertragreichen Böden. 
Teilflächen verbleiben als wasserdurchlässige Fahr- und Lagerflächen.  
 

Der Inanspruchnahme von 1,26 ha landwirtschaftlicher Nutzflächen werden nachstehende Gesichts-
punkte gegenübergestellt: Die Ausweisung der Sondergebietes Asphaltmischanlage dient zur Siche-
rung und zukunftsfähigen Erweiterung eines ortsansässigen Gewerbebetriebes / Abbau- und Transport-
unternehmen sowie der Schaffung bzw. Sicherung wohnortnaher Arbeitsplätze im Ortsteil Kläham. Ge-
rade im Zusammenhang mit den Neuregelungen der innerbetrieblichen Abläufe und einer äußerst ver-
kehrsgünstigen und konflicktarmen Verkehrsführung wird die Planung als sinnvoll erachtet (Synergien, 
gemeinsame Erschließung, Aufgabe gemieteter Flächen am derzeitigen Standort, Synergien und Bün-
delung der Fahrtbewegungen, keine Beeinträchtigung von Wohnstandorten). Gerade durch die Syner-
gieeffekte durch Einbezug des bestehenden Kieswerkes und Abbau- und Verfüllbetriebes am Standort 
Kläham wird dem LEP-Ziel des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden und der Berücksichti-
gung der agrarstrukturellen Belange nach § 1a Abs. 2 Satz 4 BauGB Rechnung getragen. 
 
 
5. Wesentliche Inhalte des Deckblatts Nr. 47 
 

5.1 Sondergebiet „Asphaltmischanlage“  
 

Für die geplante Nutzung werden die betroffenen Flächen im Deckblatt Nr. 47  im Flächennutzungsplan 
mit einem Umgriff von 2,32 ha in ein Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Asphaltmischanlage“ 
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geändert. Gliedernde Grünflächen werden hier aufgrund der Kleinteiligkeit nicht dargestellt, sondern nur 
als „Bäume / Gehölze geplant“. 
 
 
5.2 Erschließung 

 

Die Erschließung des Geltungsbereichs erfolgt über die am Ostrand bestehende und bereits weiter 
nördlich asphaltierte Zu- und Abfahrt zum Kiesabbau und zur Kiesaufbereitungsanlage auf dem öffent-
lichen Feldweg, Fl.Nr. 1243. 
 
 
5.3 Landschaftsplanerische Aspekte 
 

Aufgrund der Abgrabungen bis zu 5 m und der dadurch entstehenden Böschungen werden sich auf 
diesen 10 m breite raumwirksame Gehölzstreifen entwickeln. Durch die Topographie wird der Geltungs-
bereich von zwei Seiten im Süden und Osten abgeschirmt. Hier ist noch aus der Hochlage der B 15n 
eine gewisse Einsicht möglich. 
 

Die Eingrünung des Sondergebiets wird auf Ebene des Flächennutzungsplans  nicht konkret dargestellt. 
Der von der Planung unberührte 5 m breite Grünlandstreifen wir ebenfalls nicht gesondert aufgezeigt. 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung ist die Integration eines qualifizierten Grünordnungsplans 
umzusetzen. Die Ausführungen zum Bebauungsplan, insbesondere zu Ausgleichsbedarf, Vermei-
dungsmaßnahmen und zum speziellen Artenschutz werden auf der Ebene des Bebauungs- und Grün-
ordnungsplans behandelt. Der für beide Planungsebenen erstellte Umweltbericht enthält hierzu Aussa-
gen in Kapitel 5. 
 
 
 
6. Umweltbericht nach § 2a und  
 ergänzende Vorschriften zum Umweltschutz nach § 1a BauGB  
 

Der als Anlage beigefügte Umweltbericht nach § 2a BauGB ist Bestandteil dieser Begründung. Er ent-
hält detaillierte Aussagen zu den übergeordneten Planungsvorgaben, der Bestandssituation und deren 
Bewertung sowie die Auseinandersetzung mit Standortalternativen im Markt Ergoldsbach. Für das Flä-
chennutzungsplan Deckblatt Nr. 15 mit integriertem Landschaftsplan maßgeblich sind hierbei v. a. die 
Kapitel 4.1, 6.1 und 9. 
Für die 2,3 ha Geltungsbereich des Deckblatts Nr. 47 zum Flächennutzungsplan erfolgt nachstehend 
keine gesonderte überschlägige Abschätzung, gemäß Leitfaden 12/2021 Seite 10, da die Geltungsbe-
reiche der beiden Bauleitplanungen deckungsgleich sind und somit der genaue Ansatz des Bebauungs- 
und Grünordnungsplanes übertragbar ist, siehe Umweltbericht Kapitel 5. 
Die Anwendung der Eingriffsregelung in der Bauleitplanung nach § 1a BauGB erfolgt gemäß der Ma-
thodik nach dem neuen Leitfaden „Bauen in Einklang mit Natur und Landschaft – Eingriffsregelung 
in der Bauleitplanung. – Ein Leitfaden“.  – Bayerisches Staatsministeriums für Wohnen, Bau und Ver-
kehr, München. Einführung durch Schreiben vom 15. Dezember 2021. 
 

Der Flächenansatz berechnet sich abzüglich der Flächen, in denen kein Eingriff stattfindet bzw. keine 
Mehrung des Baurechts nach § 1a BauGB entsteht. Somit ist der gesamte Geltungsbereich mit 
23.200 m² anzusetzen, abzüglich der Fläche des Feldweges mit 37 m² und dem bestehenden Graben-
lauf mit 28 m². Weiterhin werden 703 m² des artenarmen-Extensiv- Grünlandes (G 211) erhalten. Somit 
ergibt sich ein Kompensationsbedarf von  
 

8.456 m² (O 641) + 12.600 m² (A 11) + 768 m² (K 11) 
  = 21.824 m²     x 3 WP x 0,8   = 52.378 WP 
608 m² (G 211)     x 8 WP x 0,8   =   3.891 WP 

gesamt 56.269 WP 
 

Ein Planungsfaktor wird mit minus 5 % in Absatz gebracht, das heißt  abzüglich  – 2.813 WP 

ergibt 53.456 WP 
 

Berücksichtigung der privaten Randeingrünung mit Planzeichen 13.2  
(siehe auch Begründung Kapitel Tabelle Seite 15) Ansatz 3.108 m² x 6 WP   abzüglich 18.648 WP 

     gesamt 34.808 WP 
 

Bei im Mittel 6 WP Aufwertbarkeit besteht der Bedarf einer externen Ausgleichsfläche von 5.801 m². Die 
Festlegung des Ausgleichsbedarfs erfolgt auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung.   
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Besondere kumulative negative Wirkungen des Standortes in Bezug auf die im Raum gegebenen 
Vorbelastungen durch die vorhandenen Verkehrs-Trassen (v. a. Bahnlinie und B 15n) und den Ab-
baustandort Kläham (Kiesabbau, Verfüllung, Kieswerk, Fahrtbewegungen) , v. a. durch Lärm, sowie 
besondere Wechselwirkungen, die nicht bereits mit der Untersuchung der einzelnen Schutzgüter er-
fasst wurden, haben sich nicht ergeben. Es sind keine negativen Auswirkungen auf die Biodiversi-
tät zu erwarten.  
 

Unter Berücksichtigung der Auswirkungen auf alle Schutzgüter und der gegebenen Ausgleichsmöglich-
keiten sind die Auswirkungen der Darstellungen im Deckblatt Nr. 47 zum Flächennutzungsplan des 
Marktes Ergoldsbach Sondergebiet „Asphaltmischanlage Kläham“ insgesamt als mäßig und die geplan-
ten Maßnahmen als umweltverträglich einzustufen. 
 

Die Darstellungen im Deckblatt Nr. 47 zum Flächennutzungsplan Sondergebiet „Asphaltmischanlage 
Kläham“ des Marktes Ergoldsbach wurden einer Umweltprüfung nach § 2a BauGB gemäß der in § 1 
Abs. 6 Satz 7 BauGB aufgeführten Schutzgüter und Kriterien unterzogen. Die Darstellungen im Deck-
blatt Nr. 47 wurden im Einzelnen bezüglich ihrer Auswirkungen auf die Umwelt beurteilt. Die Ergebnisse 
sind im vorliegenden Umweltbericht enthalten. Es wurden, insgesamt betrachtet, keine erheblichen 
nachteiligen Umweltauswirkungen festgestellt. Insgesamt ist die Bauleitplanung am vorgesehenen 
Standort aufgrund des Untersuchungsrahmens des Umweltberichts als umweltverträglich zu beurteilen. 
- Die entstehenden Eingriffe in Natur und Landschaft sind auszugleichen. 
- Die Gestaltung der baulichen Anlagen ist möglichst landschaftsverträglich auszuführen. 
- Die Gebäude, Anlagen, Betriebseinrichtungen sowie Ver- und Entsorgungseinrichtungen und stra-

ßenseitige Erschließungen sind so zu bauen und zu betreiben, dass vermeidbare Belastungen des 
Wohnumfeldes und der Umwelt unterbleiben. 

 

Erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen durch die Darstellungen im Deckblatt Nr. 47 zum Flä-
chennutzungsplan Sondergebiet „Asphaltmischanlage Kläham“ des Marktes Ergoldsbach sind unter 
diesen Bedingungen nicht gegeben. 
 
 
 
7. Hydrogeologie und Wasserwirtschaft 
 

Im Geltungsbereich und dessen näheren Umfeld sind weder Still- noch Fließgewässer III. Ordnung. Der 
Grabenlauf am Südrand fällt zeitweise trocken. Ebenfalls bestehen keine Wasserschutzgebiete. Das 
nächstgelegene Vorranggebiet für Wasserversorgung liegt ca.5 km nördlich. Es ist ein Grundwasserflu-
rabstand von mindestens 20 m gegeben.  
 

In Bereichen, in denen betriebsbedingte Verunreinigungen des Niederschlagswassers nicht zu erwarten 
sind, kann über eine geeignete Oberbodenschicht flächig versickert werden. Verunreinigtes Nieder-
schlagswasser ist zu sammeln und einer Abwasserreinigungsanlage zuzuführen. 
 

Aufgrund der Nutzung als Lagerfläche und der notwendigen Fahrflächen ist ein hoher Befestigungsgrad 
zu erwarten. In Teilen des Geltungsbereichs ergibt sich aus der Art des zu lagernden Materials und der 
gegebenenfalls bestehenden Stoffbelastung das Erfordernis einer wasserundurchlässigen Befestigung. 
Hierfür wird auf Bebauungsplan-Ebene ein Flächenanteil für Lagerhallen mit maximal 20 % vorgesehen. 
 
 
 
8.  Ver- und Entsorgung 
 

Trink- und Brauchwasser 
Die Wasserversorgung wird durch den Zweckverband zur Wasserversorgung Rottenburg gewährleistet. 
Eine Vereinbarung zwischen dem Wasserzweckverband Rottenburg und dem Betreiber der Asphalt-
mischanlage ist zu treffen. 

 

Elektrizität  
Die Versorgung mit elektrischer Energie wird im Umfeld (Kiesaufbereitungsanlage) durch die Bayern-
werk Netz GmbH durchgeführt. Im Nordosten sind bereits Leitungen vorhanden. Je nach Leistungsbe-
darf können die Errichtung neuer Transformatorenstationen im Planungsbereich sowie das Verlegen 
zusätzlicher Kabel erforderlich werden. Auf die einschlägigen Richtlinien, u. a. das “Merkblatt zum 
Schutz der Verteilungsanlagen“ und die “Sicherheitshinweise für Arbeiten in der Nähe von Kabel-, Gas- 
und Freileitungen“ wird hingewiesen. 
 

Gasversorgung 
entfällt  
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Fernwärme  
entfällt 
 

Fernmeldeanlagen 
Bauliche Anlagen der Deutschen Telekom AG sind im Planungsgebiet bisher nicht vorhanden 
 

Abwasserbeseitigung 
Nicht verunreinigtes gesammeltes Niederschlagswasser von Fahr- und Lagerflächen wird vor Ort 
ohne technische Vorkehrungen flächig versickert. Hier wird die flächige Versickerung in Mulden über 
den bewachsenen Bodenfilter in den randlichen Grünflächen vorgesehen. 
Aufgrund der Art des Lagermaterials sind in Teilen des Geltungsbereichs betriebsbedingt Verunreini-
gungen des anfallenden Niederschlagswassers zu erwarten. Dieses Niederschlagswasser ist über ei-
nen Abwasserkanal einer Abwasserreinigungsanlage zuzuführen. 
 

Abfallbeseitigung 
Die Müllbeseitigung erfolgt über den Landkreis Landshut durch die Firma Heinz aus Moosburg. 
 

Reststoffe, die aufgrund der Belastung oder der Materialität nicht recycelt werden können, werden fach-
gerecht einer Deponie oder Müllbeseitigung zugeführt. 
 
 
 
9. Immissionsschutz 
 

Nach § 1 Abs. 5 BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen insbesondere die Anforderungen an 
gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu berücksichtigen. Die nächstgelegene Wohnbebauung be-
findet sich in ab 235 m Entfernung nordwestlich des Geltungsbereichs.  
 

Zur Absicherung der Verträglichkeit der Bauleitplanung mit der Schutzbedürftigkeit der Nachbarschaft 
vor unzulässigen anlagenbezogenen Lärmimmissionen und zur Luftreinhaltung wurde auf Ebene der 
verbindlichen Bauleitplanung durch das Sachverständigenbüro TÜV Süd Industries Service GmbH, 
Westendstraße 199, 80686 München, mit Datum vom 16.01.2023 eine Machbarkeits-Untersuchung 
bzw. Immissionsschutz-Untersuchung zur geplanten Aufstellung des Bebauungsplanes „Son-
dergebiet Asphaltmischanlage Kläham“ der Marktgemeinde Ergoldsbach, erstellt. Diese kommt 
zu dem Ergebnis, dass „der Betrieb einer Asphaltmischanlage am geplanten Standort aus schalltechni-
scher Sicht und auch aus Sicht des der Luftreinhaltung grundsätzlich machbar und realisierbar“ ist.  
 
 
 
10.  Nachrichtliche Übernahmen 
 

Strom- und Gasleitungen 
Strom- und Gasleitungen bestehen im Geltungsbereich nicht. Die Gasleitung parallel der B 15 n befindet 
sich in 380 m Entfernung im Osten und eine 220 kV-Freileitungen im Süden in 200 m Entfernung. 
 

Altlasten 
Im Planungsgebiet sind keine Altlasten bekannt. Das Altlastenkataster wurde nicht überprüft.  
 
 

Denkmalschutz 
Im Geltungsbereich liegen keine Bau- und Bodendenkmäler. Sollten bei den Bauarbeiten Bodendenk-
mäler bzw. Keramik-, Metall-, oder Knochenfunde angetroffen werden, so ist dies umgehend dem Land-
ratsamt oder dem Landesamt für Denkmalpflege zu melden (siehe dazu Art. 8 DSchG untenstehend). 
 

Art. 8 DSchG Auffinden von Bodendenkmälern 
1) 1 Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbe-
hörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. 2 Zur Anzeige verpflichtet sind auch der 
Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die 
zu dem Fund geführt haben. 3 Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die übrigen. 4 Nimmt der 
Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, auf Grund eines Arbeitsverhältnisses teil, so 
wird er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit. 
 

(2) Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der 
Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vor-
her freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 
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RECHTSGRUNDLAGEN 

 
 Abfallverzeichnis-Verordnung vom 10. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3379), die zuletzt durch Artikel 1 

der Verordnung vom 30. Juni 2020 (BGBl. I S. 1533) geändert worden ist. 
 

 Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt 
geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 04.01.2023 (BGBI. 2023 I Nr. 6). 

 
 Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung – BauNVO) i. d. 

F. vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), die zuletzt durch Art. 3 des Gesetzes vom 04.01.2023 (BGBI. 
2023 I Nr. 6) geändert worden ist. 

 
 Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und über die Darstellung des Planinhalts (Plan-

zeichenverordnung 1990 – PlanZV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58) geändert durch Art. 3 
des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBI. I. S. 1802). 

 
 Bayerische Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. August 2007 (GVBl 

2007, S. 588), zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 10.02.2023 (GVBI. S. 22). 
 
 Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl 

1998, S. 796), die zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 09.12.2022 (GVBI. S.674) geändert worden 
ist. 

 
 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) – vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Ar-

tikel 3 des Gesetzes vom 08.12.2022 geändert worden ist. 
 
 Gesetz über den Schutz der Natur, die Pflege der Landschaft und die Erholung in der freien Natur – 

Bayerisches Naturschutzgesetz (BayNatSchG) – vom 23. Februar.2011 (GVBl, S. 82), das zuletzt 
durch Gesetz vom 23.12.2022 (GVBI. S. 723) geändert worden ist. 

 
 Gesetz über die Umweltverträglichkeit (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung 18. März 2021 

(BGBl. I S. 540), das durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22.03.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 88) geändert 
worden ist. 
 

 Bauen in Einklang mit Natur und Landschaft – Eingriffsregelung in der Bauleitplanung. – Ein 
Leitfaden – Bayerisches Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr, München. Einführung 
durch Schreiben vom 15. Dezember 2021. 
 

 Verordnung über die Kompensation von Eingriffen in Natur und Landschaft (Bayerische Kompensa-
tionsverordnung – BayKompV). – Bayerische Staatsregierung, 07. August 2013. 

 
 Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und über die Darstellung des Planinhalts (Plan-

zeichenverordnung 1990 – PlanZV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Art. 
3 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBI. I. S. 1802) geändert worden ist. 

 
 Gesetz zum Schutz und zur Pflege der Denkmäler (BayRS IV, S. 354), das zuletzt durch § 7 des 

Gesetzes vom 10.03.2023 (GVBI. S. 91) geändert worden ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


